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sehende, urteilende und handelnde Kirche zu
werden. Sie darf ihre Weltverantwortung nicht an
einige wenige aus ihrer Mitte delegieren. Dann

könnte das Evangelium zum Sauerteig in der Gesell-
schaft werden.

Jos Cadé

Beschränkte Solidarität
Gespräch mit Herrn Marcel Glesener, Präsident des LCGB

forum: An den Feiern zu 100 Jahren "Rerum
novarum" beteiligte sich auch der LCGB. Versteht
sich der LCGB auch als kirchliche Bewegung oder
wie rechtfertigt er das C in seinem Namen?

M. Glesener: Die Kirche ist ja die Gemeinschaft aller
Christen. Eine Vereinigung, die sich zu den christli-
chen Prinzipien, zur christlichen Ideologie bekennt,
gehört also zur Kirche. Das heißt aber nicht, daß der
LCGB der kirchlichen Hierarchie in Luxemburg un-
tersteht. Der LCGB ist eine Gewerkschaft, es ist
keine Organisation der Katholischen Aktion. Der
LCGB ist die Organisation, die sich zur Aufgabe
gesetzt hat, die Prinzipien der katholischen Sozial-
lehre in ihrem Wirken zum Tragen zu bringen, so daß
es nur normal war, daß der LCGB sich an den Ver-
anstaltungen rundum 100 Jahre "Rerum novarum"
beteiligte, sowohl hier im Lande als auch im Ausland,
etwa bei der Schlußfeier in Rom. Wir sind praktisch
die einzige Organisation, die als Massenbewegung
versucht, in der Arbeitswelt die katholische Sozial-
lehre zu verwirklichen.

forum: Woran merkt man in der Praxis des LCGB,
daß er versucht, die katholische Soziallehre anzu-
wenden?

M. Glesener: An erster Stelle geht es darum, die
Arbeit in dem Maße zu humanisieren, daß der
Mensch als Person nicht ausgebeutet wird, sondern
sich entfalten kann, daß er durch seine Arbeit seine
Persönlichkeit verwirklicht. Es geht darum, in der
Arbeitswelt, aber auch rundum, jene Bedingungen zu
schaffen, daß die Arbeit nicht abstumpft, sondern der
Mensch sich entfalten kann. Zweitens geht es darum,
den Werten der Solidarität zum Durchbruch zu ver-
helfen in unserer Gesellschaft. Das gilt für die
gesamte Politik. Da kann man z. B. die Forderung
nach Sicherheit und Schutz am Arbeitsplatz, nach
Mitbestimmung, nach Beteiligung am Unterneh-
menskapital und an den Entscheidungsbefugnissen,
nach Formationsmöglichkeiten nennen. Da bleibt
noch viel zu tun.

forum: Inwiefern unterscheiden Sie sich in diesen
Fragen etwa vom OGBL? In diesen konkreten
Fragen sehe ich eigentlich keinen großen Unter-
schied.

M. Glesener: Im praktischen Alltag stimmt das. Der
OGBL hat sich von der klassenkämpferischen Philo-
sophie entfernt und die soziale Partnerschaft akzep-
tiert. Kollektivvertragsverhandlungen sind ein we-

sentl iches Mittel der Gewerkschaften, um über Lohn
und Arbeitsbedingungen mitzudiskutieren und mit-
zuentscheiden. Das enspricht aber nicht dem Klas-
senkampfdenken, sondern gehört zum Gedankengut
der katholischen Soziallehre seit "Rerum novarum".

forum: Wenn ich Sie richtig verstehe, sind in der
Praxis die Unterschiede zum OGBL also gering.

M. Glesener: Das würde ich nicht behaupten. Wir
haben eine völlig andere Einstellung zum Menschen
und zu seinem Platz in der Gesellschaft. Das zeigte
sich sehr konkret vor zwei Jahren in der Diskussion
um die Sonntagsarbeit. Da stand der LCGB ganz
allein, der OGBL trug diese Aktion nicht mit. Für den
OGBL ist der Sonntag ein Arbeitstag wie jeder
andere, ohne besondere Bedeutung für die Gesell-
schaft, für das kulturelle Leben usw.

forum: In einer konkreten Frage wie der aktuellen
Krankenkassenreform hat der LCGB aber keine
andere Ansichten als nicht-christliche Gewerkschaf-
ten.

M. Glesener: Das stimmt in dem konkreten Fall.
Wohl gibt es gelegentlich Meinungsunterschiede ...

forum: ... auch solche, die vom C her begründet sind?

M. Glesener: Das ist schwer zu sagen. Im Kranken-
kassendossiergehtes darum, dem kranken Menschen
eine Genesung zu sichern, ohne daß das einen wirt-
schaftlichen Einbruch für ihn bedeutet, und zweitens
alle Chancen zu erhöhen, daß er möglichst lange bei
guter Gesundheit leben kann. Es gibt keine soziali-
stische und keine christliche Gesundheit. Meinungs-
unterschiede gibt es aber eventuell in der Organisa-
tion des Gesundheitswesens oder des Spitalwesens,
etwa in der Frage, ob es mehr staatliche Spitäler
gehen oder ob die Privatinitiative gefördert werden
soll.

forum: Sie nannten vorhin als ein Prinzip der katho-
lischen Soziallehre den Solidaritätsgedanken. Müßte
der nicht im Krankenkassenwesen eine Abwendung
von der derzeitigen korporatistischen Struktur mit
sich ziehen?

M. Glesener: Aus diesem Grund gibt es ja die Risi-
kogemeinschaft der Krankenkassen. Ein Arbeiter aus
dem Baugewerbe ist ohne Zweifel stärker gesund-
heitsschädigenden Einflüssen ausgesetzt als ein Bü-
robeamter. Da muß es eine Solidarität geben. Daher
haben wir im Gegensatz zu verschiedenen anderen
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Gewerkschaften stets die Risikogemeinscha ft befür-
wortet. Darüber hinaus gibt es in unserer Gesellschaft
Gesundheitskosten, die von einer größeren Solidar-
gemeinschaft getragen werden müssen als nur von
einer Berufsgruppe. Uns scheint daher der Gedanke,
daß wir die Erhöhung der Gesundheitskosten, die
durch das gesellschaftliche Phänomen der längeren
Lebensdauer bedingt ist, auch auf die gesamte Ge-
sellschaft abwälzen. Es scheint mir daher eine sozial-
gerechte Lösung zu sein, diese Kosten nicht von der
kleinen Solidargemeinschaft einer Krankenkasse
tragen zu lassen, sondern von einer Solidaritätssteuer
finanzieren zu lassen. Wenn die Zahl alter Leute,
deren Gesundheitskosten dreimal höher sind,
zunimmt, kann der Staat sich nicht aus der Verant-
wortung stehlen und seinen Beitrag begrenzen. Das
wird uns alle sicher Geld kosten. Aber es ist richtig,
daß jene, die mehr zahlen können, auch einen größe-
ren Beitrag zur Solidarität leisten. Dank der Arbeit
der gesamten Gesellschaft konnten sich einige pro-
portional stärker bereichern. Deren Solidaritätsbei-
trag muß entsprtechend größer sein. Die Idee, auf
eine Solidaritätssteuer zurückzugreifen, scheint mir
also angemessen zu sein. Dasselbe Prinzip gilt ja in
der Entwicklungshilfe.

mus das Recht des einzelnen auf Privateigentum,
aber im Gegensatz zum Liberalismus betont sie, daß
das Privateigentum soziale Pflichten mit sich zieht.
Welche Möglichkeiten sehen Sie, diesen Grundsatz
in die Praxis umzusetzen?

M. Glesener: Dieses Prinzip bedeutet in der Tat, daß
ein Wirtschaftsunternehmen nicht nur den Zweck
hat, Profite zu erwirtschaften, sondern auch soziale
Aufgaben zu erfüllen hat. So müssen Unternehmer
auch familienpolitische Abgaben leisten, die Betrie-
be müssen ja auch zur Finanzierung der Renten und
der Krankenkassen beitragen. Das basiert auf dem
Prinzip der Sozialbindung des Eigentums. Ein Teil
des Reichtums eines Unternehniers wird also Solida-
ritätszwecken zugeführt.

forum: Zur Zeit scheint mir eines der drängendsten
sozialen Probleme die Wohnungsnot zu sein. Kann
man sich denn nicht vorstellen, daß aufgrund dieses
Prinzips der katholischen Soziallehre Hauseigentü-
mer verpflichtet werden könnten, leerstehende Woh-
nungen zur Verfügung zu stellen oder daß Besitzer
von Baulücken zum Wohnungsbau verpflichtet
werden?

Bauland
dürfte nicht
der persön-

lichen Be-
reicherung

dienen
dürfen.

Es stimmt,
daß wir in

diese Rich-
tung aktiver

werden
müssen.

forum: Papst Johannes Paul II. betonte in seiner So-
zialenzyklika "Laborem exercens'; daß die Arbeit
Vorrang hat vor dem Kapital. Die Arbeiter müßten
den Betrieb organisieren und das Kapital in ihren
Dienst nehmen, statt umgekehrt. Wie stehen Sie zu
dieser Forderung?

M. Glesener: Das Prinzip des Vorrangs der Arbeit
vor dem Kapital ist nicht gleichbedeutend mit Auto-
gestion. Es ist klar, daß das Kapital seinen Ursprung
der Arbeit verdankt. Der Faktor Arbeit muß im Pro-
duktionsprozeß gleichgewichtig mitbestimmen
können. Wie das praktisch zu verwirklichen ist, dazu
gibt die Kirche keine Anleitungen. Aber es besteht
kein Zweifel, daß die Mitbestimmung auch in Lu-
xemburg weiterentwickelt werden muß. Diese For-
derung erhebt der LCGB schon seit Jahren. Das Mit-
bestimmungsgesetz von 1974 sieht auch eine zweite
Phase vor in Richtung paritätische Mitbestimmung.
Hier spielt auch die europäische Dimension mit
hinein, weil die meisten Betriebe nicht mehr rein na-
tionale Betriebe sind. Also sind auch auf europä-
ischer Ebene Regelungen zur Mitbestimmung der
Arbeitnehmer zu suchen. Aber dazu liefert die katho-
lische Soziallehre keine fertigen Rezepte.

M. Glesener: Es stimmt ohne Zweifel, daß der Staat
regulierend einwirken muß, etwa um Eigentümer von
Bauland, das sie zu Spekulationszwecken ungenutzt
liegen lassen, zum Bau von Wohnungen zu zwingen.
Bauland dürfte nicht der persönlichen Bereicherung
dienen dürfen. Hier müssen legislative Maßnahmen
in die Wege geleitet werden. Daran besteht kein
Zweifel.

forum: Hat der LCGB denn. derartige Initiativen er-
griffen?

M. Glesener: Es stimmt, daß wir in diese Richtung
aktiver werden müssen. Es ist auch eine Frage von
Prioritäten. Während sechs Monaten haben wir uns
auf die Krankenkassenreform konzentriert. Da blieb
uns keine Zeit, um über Schulpolitik nachzudenken
oder über Ausländerfragen, die nicht minder aktuell
sind. Während zwei Jahren mußten wir uns gegen die
Einführung der Sonntagsarbeit zur Wehr setzen.
Vorher ging es während zwei Jahren vorrangig uni
die Vorruhestandsregelung. Dann bleiben andere
Fragen leider liegen.

forum: Die Wohnungsnot ,ist ja aber zur Zeit eine
Priorität ...

forum: Sicher nicht, das ist nicht Aufgabe der Kirche,
wohl aber einer christlich inspirierten Gewerkschaft.

M. Glesener: Wir verlangten ja auch bei unserem
letztjährigen Kongreß die Einleitung von Maßnah-
men zur Verwirklichung der paritätischen Mitbe-
stimmung. Nicht nur auf höchster Ebene. Auch bei
der konkreten Arbeitsplatzgestaltung, hei Fragen der
Sicherheit, der Gesundheit ... Zur Zeit gibt es in
diesen Fragen nur ein Anhörungsrecht„ aber keine
Mitbestimmung. Unser letzter Kongreß stand ein-
deutig unter dem Motto "Humanisierung der Arbeits-
welt" und dazu gehört in vorderster Linie der Ausbau
der Mitbestimmungsrechte.

forum: Ein anderes Prinzip der katholischen Sozial-
lehre ist die Sozialbindung des Eigentums. Die katho-
lische Soziallehre betont im Gegensatz zum Marxis-

M. Glesener: Das stimmt

forum: Sie sprachen vorhin die Solidarität mit der
Dritten Welt an. Hat der LCGB auch in diese Rich-
tung Aktivitäten laufen?

M. Glesener: Wir haben eine ganze Reihe Aktivitä-
ten in diesem Bereich. Wir sind dem Weltverband der
Arbeitnehmer angeschlossen, dessen Hauptaktivität
darin besteht, in armen Ländern den Aufbau von ge-
werkschaftlichen Strukturen zu unterstützen. In
unserm Jahresbudget sind etliche hunderttausend
Franken für diesen Zweck vorgesehen.

forum: Warum war der LCGB (im Gegensatz zum
OGBL) denn nicht bereit, dieSchaffiingderBoutique
Tiers Monde in Esch finanziell zu unterstützen?
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forum: Allein schon um die Aufmerksamkeit auf Stauber, in Publik-Forum

diesen Arbeitskonflikt zu lenken.

M. Glesener: Das hilft denen aber nichts, wenn hier
die Aufmerksamkeit auf den Streik in Brasilien
gelenkt wird.

forum: Da bin ich mir nicht so sicher. Ich könnte mir
vorstellen, daß eine ARBED-Generaldirektion doch
umdenken müßte, wenn sie feststellt, sie kann in Bra-
silien nicht mehr nach Belieben schalten und walten,
ohne auch hier Unruhen zu provozieren.

M. Glesener: Eine solche weltweite Solidarität wäre
sicher eine schöne Sache, aber wir bringen sie nicht
einmal in Luxemburg zustande. Wenn bei der Lux-
guard Arbeiter Lohnprobleme haben, ist die CGFP
nicht bereit, aus Solidaritätsgründen auf ihre Essens-
zulage zu verzichten. Das wäre doch ein symboli-
scher Akt, wenn die Staatsbeamten auf die neuer-
dings für 1993 zugestandenen, steuerfreien 30.000  

Dossier   

M. Glesener: Da bin ich überfragt.

forum: Sie betonten auch die Wichtigkeit der Forma-
tion. Gehört dazu auch die katholische Soziallehre?

M. Glesener: Eines der sehr konkreten Ergebnisse
des Sozialforums aus Anlaß von 100 Jahren "Rerum
novarum" ist unsere Absicht, das Sozialinstitut in
Mersch wiederzubeleben, als "Centre de formation
sociale, culturelle et religieuse". Das kann der LCGB
nicht allein bewerkstelligen, aber wir sind damit be-
schäftigt, die materiellen und rechtlichen Vorausset-
zungen zu klären, um dieses Begegnungszentrum
wieder aufleben zu lassen. Dann wird auch wieder
stärker eine sozialethische Formation angeboten
werden könnet

forum: Die gibt es nicht im Rahmen des Bildungsin-
stituts der Gewerkschaften in Remich?

M. Glesener: Doch zum Teil, aber diese Fragen
gehen weit über die Möglichkeiten und Aufgaben
einer Gewerkschaft hinaus, und deshalb muß hierzu
ein anderer Rahmen geschaffen werden, in Zusam-
menarbeit mit anderen Vereinigungen der katholi-
schen Familie.

M. Glesener: Wenn wir hier stehenbleiben, bedeutet
das nicht, daß die Menschen in der Dritten Welt
Nutzen daraus ziehen können. Für den wirtschaftli-
chen Rückstand der Länder der Dritten Welt gibt es
ja mannigfaltige Ursachen: das hängt mit dem Klima
zusammen usw.... Diese Menschen müssen die Mög-
lichkeit zur Formation erhalten. Es gibt ja auch heute
Unternehmen, die Betriebe in der Dritten Welt ansie-
deln, nicht aus Menschenfreundlichkeit, sondern aus
Rentabilitätsgründen. Es stimmt, daß eine Aufgabe
unserer Gewerkschaft auch darin besteht, sich nicht
auf unsere Landesgrenzen zu beschränken. Wir
müssen diesen Ländern auch finanziell beistehen, sie
an unseren Formationsangeboten teilnehmen lassen.

forum: Könnten Sie sich auch einen Solidaritäts-
streik zugunsten der Forderungen der Arbeitskolle-
gen in einem Land der Dritten Welt vorstellen, z. B.
um bessere Löhne in einem aus Rentabilitätsgründen
nach Brasilien ausgelagerten Werk zu erreichen?

M. Glesener: Das ist sehr schwierig. Ich sehe nicht
recht, wie das zu bewerkstelligen wäre. Wenn in Bra-
silien ein zur ARBED-Gruppe gehörendes Werk
streikt, was hilft denen dann ein Solidaritätsstreik in
Luxemburg?

forum: Die Sozialleistungen in Luxemburg sind im
weltweiten Vergleich bekanntlich sehr hoch. Es gibt
Politiker (vgl. Interview mit Minister J.-Cl. Juncker
in 'forum", Nr. 130, S. 8f.), die daraus die Folgerung
ziehen, daß man unser Wirtschaftswachstum nicht
bremsen kann, um eine gerechtere Umverteilung des
Kuchens zugunsten der Dritten Welt zu erreichen,
weil dann etwa die Finanzierung der Renten in 20
Jahren nicht mehr gesichert ist. Stetig steigendes
Wirtschaftswachstum bedeutet aber auch zusätzliche
Belastungen für die Umwelt, zusätzliche Immigration
mit allen Folgeproblemen etwa in der Schule und auf
dem Wohnungsmarkt, noch stärkeres Verkehrsauf-
kommen, steigender Energiekonsum usw. Ist es nicht
auch Aufgabe einer Gewerkschaft, sich Gedanken zu
machen über die langfristigen, gesamtgesellschaftli-
chen Folgen verbesserter Sozialleistungen?

M. Glesener: Es besteht kein Zweifel, daß diese Her-
ausforderung immer stärker auf uns zukommt. Wenn
wir die Leistungen der sozialen Sicherheit, wie sie
zur Zeit bestehen, auch nur auf ihrem derzeitigen
Stand halten wollen, und a fortiori wenn wir sie
weiter ausbauen wollen, dann ist das nur möglich,
wenn wir bereit sind, mehr dafür zu bezahlen, d. h.
von unseren täglichen Konsumausgaben einen Teil
für diesen Zweck zu reservieren, oder indem wir das
Wirtschaftswachstum fördern, wie es bislang immer
geschah. Das bringt natürlich etwa ökologische Pro-
bleme mit sich. Da heißt es, Prioritäten setzen. Nun
spielt auch wieder die Solidarität eine Rolle ...

forum: Aber man hat den Eindruck diese Solidarität
spielt nur in der Luxemburger Gesellschaft, und nur
in der heutigen Generation, aber weder für die Men-
schen in der Dritten Welt, noch für zukünftige Gene-
rationen. Geht diese Solidarität zugunsten besserer
Sozialleistungen bei uns nicht auf Kosten der Men-
schen in anderen Erdteilen? Müßten wir nicht auf ein
gewisses Wirtschaftswachstum und damit möglicher-
weise auf bestimmte Sozialleistungen verzichten, um
den Menschen dort einen Teil des Kuchens mitzuge-
ben?
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Franken für Essensmarken verzichten würden, um
sie den Hungerleidenden in der Dritten Welt zur Ver-
fügung zu stellen. Deswegen müßte kein Staatsbeam-
ter zehn Gramm weniger essen im Jahr. Ich gönne
den Beamten das Geld gern, doch es zeigt doch, wie
hypokritisch unsere Gesellschaft ist. Wer hat sich
denn darüber aufgeregt?

forum: Das meine ich ja: Es gellt nicht darum, bei
uns zugunsten der Arbeitgeber auf Vergünstigungen

zu verzichten, sondern daruM, Mittel zur Verfügung
zu stellen, um die Solidarität dort wirksam werden zu
lassen, wo sie dringender benötigt wird.

M. Glesener: Das muß dann aber auch entsprechend
organisiert werden.

forum: Ich danke Ihnen fur das Gespräch.
Das Gespräch wurde am 28.4.1992 von michel pauly aufgezeich-
net.

Kirche an der Seite der
Schutzbedürftigen

Caritas-Flüchtlingsdienst

Vor einigen Jahren ging Mansur aus der Heimat weg.
Er zog ins gelobte Land,
Das sollte weder Hunger noch Knechte und Mägde
kennen
Die Versprechen waren flüchtiger als der Wind
Geblieben sind die Schmerzen
Wunde Knochen und das Fieber unter der Haut
Jusuf NAOUM

Manchmal fragen Flüchtlinge mich, wer und was
denn CARITAS sei, und nach der Antwort "das
soziale Werk der katholischen Kirche", kommt dann
sogleich die zweite Frage, ob denn die CARITAS der
Verbreitung des katholischen Glaubens diene?

effl11111111111n1111.

Aber ich möchte hier nicht so sehr auf die individu-
elle Begleitung der Flüchtlinge eingehen; sie reicht
vom schlichten Zuhören zum entschlossenen Enga-
gement und manchmal bis hin zum Stummen an der
Seite stehen (vor allem bei Abschiebung). Vielmehr
möchte ich hier das 2. Anliegen meiner Arbeit her-
vorheben, und zwar der Kirche, von unten und von
oben, ihr Engagement für Fremde und Verfolgte in
Erinnerung rufen. Durch die Alltagsanforderungen
wird dieses Anliegen zu oft in den Hintergrund ge-
drängt, und doch liegt es mir sehr am Herzen.

Auch wenn der heutige CARITAS-Flüchtlingsdienst
erst seit 16 Monaten besteht, so hat er doch die
Chance, sich in eine uralte Tradition einzubetten.

Durch
unsern

Dienst am
Menschen
sollte das

WORT
sichtbar
werden.

Diese Fragen erinnern mich an so manche Auseinan-
dersetzungen aus der Zeit in Zaire, wo uns, den im
Gesundheitsbereich arbeitenden "Missionaren",
immer wieder vorgehalten wurde, wir würden des
WORT nicht verkünden. Trotzdem hatten wir be-
schlossen, in den, von der Diözese geleiteten Ge-
sundheitszentern nicht mit einem Gebet ('wie bei den
evangelischen), auch nicht mit der "Zaïroise" (wie
bei den staatlichen), sondern mit einer viertel Stunde
Gesundheitserziehung den Tag zu beginnen. Durch
unsern Dienst am Menschen sollte das WORT sicht-
bar werden, das war unsere 'Überzeugung!

So halte ich es auch in der Flüchtlingsarbeit als aus-
geschlossen, für neue Religionsanhänger zu werben.
Allein ein winziges Kreuz an der Wand zeigt auf
Christus, die Quelle meines Engagements, hin. Dies
scheint mir desto wichtiger, als die meisten Flücht-
linge Andersglaubende (Mohammedaner, Bahai,
Ahmadya usw.) und "Nicht-wissen-was-glaubende"
(Ausdruck eines serbischen Kriegsdienstverweige-
rers, stellvertretend für die jüngeren Leute aus den
ex-kommunistischen Ländern) sind. Und trotzdem
ist "so Gott will" häufig in unsern Gesprächen zu
hören; für die Flüchtlinge und für mich steht er
spürbar zur Seite!

1. Im Alten Testament stellt Gott sich immer wieder
an die Seite der Fremden, der im Exil und in der Ver-
folgung Lebenden. Stellvertretend möchte ich
Abraham hervorheben, denn Gott sagte "Zieh weg
aus deinem Land, in das Land das ich dir zeigen
werde" (Gn 1). Etwas weiter heißt es, "denn es
herrschte eine große Hungersnot in seinem Land". So
ist Abraham vor allem zum Vater aller "Wirtschafts-
flüchtlinge" geworden!

lin Dtn 23,16-17 finden wir sogar eine alte Fassung
des so wichtigen Artikels 33 der Genfer Konvention
(l'article sur le non-refoulement): "Du sollst einen
fremden Untertan, der vor seinem Herrn bei dir
Schutz sucht, seinem Herrn nicht ausliefern. Bei dir
soll er wohnen dürfen ... wo es ihm gefällt."

2. Im Neuen Testament möchte ich nur stellvertre-
tend Phil 2,6 und Gal 3,28 erwähnen: "Jesu war Gott
gleich, hielt aber nicht daran fest wurde wie ein
Sklave und den Menschen gleich." Jesus hat dadurch
sich solidarisiert mit dem Leid der Menschen, hat an
ihrer Ohnmacht teilgehabt, wurde Opfer der Unge-
rechtigkeit. Diese Solidarität Gottes hat alles geän-
dert: der Unterschied liegt in der Hoffnung!
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